
Wieder bedient man sich dabei der Hetze gegen die 
Sowjetunion und stempelt auch diesmal jeden Gegner 
der Kriegspolitik zum Kommunisten, gleichviel ob er 
Kirchenpräsident, ehemaliger Minister im Bonner 
Staat, alter Offizier, Sozialdemokrat, christlicher Ge­
werkschaftler oder wirklich Kommunist ist, und erklärt 
sie alle damit für vogelfrei.

Die Gefahr einer Erneuerung des Faschismus und der 
Verführung des deutschen Volkes zu einem selbst­
mörderischen Bruderkrieg steht damit unmittelbar vor 
uns. Angesichts ihrer Verantwortung vor dem deutschen 
Volk weist die Juristische Fakultät der Humboldt- 
Universität die westdeutschen Landsleute auf Artikel 4 
des Bonner Grundgesetzes hin, wonach niemand gegen 
sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe ge­
zwungen werden darf. Somit kann eine Volksbefragung, 
gerichtet gegen Remilitarisierung und auf Abschluß 
eines Friedensvertrages, eine Verfassung nicht ver­
letzen, die sich selbst als „freiheitliche demokratische 
Grundordnung“ bezeichnet. Andernfalls müßten Remili­
tarisierung und Verhinderung eines Friedensvertrages 
die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik 
darstellen. Eine Ordnung, die im Artikel 20 erklärt: 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“, kann dem 
Volk nicht verbieten, die Lebensfrage der Nation selbst

zu entscheiden. Für Westberlin kommt hinzu, daß nach 
Artikel 23 der westberliner Verfassung jeder Bürger 
bei offensichtlicher Verletzung der Grundrechte das 
Recht zum Widerstand hat.

Die Träger der Verwaltung und der Justiz in West­
deutschland und Westberlin haben daher, wollen sie 
sich nicht der Begehung von Amtsverbrechen im Sinne 
des Strafgesetzbuches schuldig machen, die Pflicht, die 
Freiheitsrechte des Volkes, ungeachtet verfassungs­
widriger und daher ungültiger Anordnungen, zu wahren 
und zu verteidigen.

Die Juristische Fakultät der hauptstädtischen Uni­
versität ruft die Juristen ganz Deutschlands, insbeson­
dere die juristischen Fakultäten aller deutschen 
Universitäten auf, über alle Meinungsverschiedenheiten 
hinweg zusammenzustehen zum Schutze des Friedens 
und des Selbstbestimmungsrechtes unseres Volkes. Die 
deutschen Juristen dürfen nicht wieder zu Helfern derer 
werden, die einen Weltkrieg vorbereiten. Diesmal 
müssen sie bei denen stehen, die gegen die Remilitari­
sierung und für die Erhaltung der demokratischen 
Freiheiten kämpfen. Zusammen mit allen friedliebenden 
Deutschen können sie die Machtlosigkeit des Einzelnen 
überwinden und unser Volk vor der nationalen Kata­
strophe bewahren.

Die gesellschaftliche Gefährlichkeit und die Rechtswidrigkeit — zwei Elemente
des Verbrechens in Volkspolen
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Nachstehend bringen wir die wesentlichen Teile 
eines Artikels, der in der polnischen Zeitschrift „Demo­
kratische Juristische Rundschau“ Nr. 3/1950 auf S. 16 ff. 
erschienen ist und Probleme behandelt, die für die 
Entwicklung unseres Strafrechts von unmittelbarer 
Bedeutung sind. Die Red.
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In den Ausbeuterstaaten ist die gesellschaftliche Ge­

fährlichkeit einer Handlung gleichbedeutend mit ihrer 
Gefährlichkeit für die herrschende Klasse. Die bürger­
liche Wissenschaft war bemüht, diese Tatsache zu ver­
bergen, und versucht sie auch heute noch auf die 
verschiedenste Weise zu verschleiern. Aufgabe der 
Wissenschaft ist es, das wirkliche Wesen des Ver­
brechens ans Tageslicht zu ziehen.

Es ist ein wertvolles Verdienst der sowjetischen 
Gelehrten, in dem Land der Freiheit und der sozialen 
Gerechtigkeit, auf den Errungenschaften der fortschritt­
lichen Lehre von Marx und Engels fußend, diese auf 
dem Gebiet des Strafrechts weiter entwickelt und den 
Klassencharakter des Verbrechens, seinen materiellen 
Inhalt, enthüllt zu haben.

In unserem Lande enthält die Definition des Ver­
brechens neben dem materiellen Element auch noch 
weitere Elemente. Diese Elemente — die formalen 
Elemente — werden durch unsere Gesetzgebung er­
fordert. Eine volle Definition des Verbrechens, die 
sowohl die materiellen, wie auch die formalen Elemente 
enthält, müßte demnach lauten: Das Verbrechen ist 
eine für die werktätigen Massen Volkspolens in der 
Periode des Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus 
rechtswidrige, schuldhafte und strafbare Handlung 
eines Menschen.

Es entsteht die Frage, 'in welchem gegenseitigen 
Verhältnis das Element der gesellschaftlichen Gefähr­
lichkeit und die Elemente der Rechtswidrigkeit, der 
Schuld und der Strafbarkeit zueinander stehen. . . .

Die Definition des Verbrechens in Volkspolen soll 
den Voraussetzungen der marxistischen Methodologie 
entsprechen. Daraus gehen folgende Postulate hervor: 
sie soll materialistisch, klassenmäßig-parteilich sowie 
schöpferisch und aktiv mit den aktuellen Funktionen 
unserer Volksrepublik verbunden sein. Als materiali­
stisch soll sie ein Ergebnis der tatsächlichen Erkennt­
nis des gesellschaftlichen Lebens und seiner Mechanik 
sein. Sie muß also die Prozesse der ökonomischen Ent­
wicklung und den Klassenkampf berücksichtigen. Damit 
wird sie sich von sämtlichen bürgerlichen Theorien 
abheben, die in der einen oder anderen Weise bemüht 
sind, das tatsächliche Bild des gesellschaftlichen Lebens 
zu verfälschen oder zu bemänteln.

Aus dem Postulat der Parteilichkeit geht hervor, daß 
diese Definition nicht objektivistisch sein kann. Sie soll

eine klassenmäßige Kampfeswaffe gegen die bürger­
liche Ideologie sein.

Sie soll endlich die konkreten Aufgaben aufzeigen, 
die im Zusammenhang mit der Funktion der Volks­
demokratie in der jetzigen Etappe ihrer Entwicklung 
das Recht im allgemeinen und das Strafrecht im be­
sonderen erfüllt. . . .

Erst das in die Definition des Verbrechens eingeführte 
materielle Element ermöglicht eine richtige Inter­
pretierung der Vorschriften des Strafrechts, d. h. eine 
solche Interpretierung, die den Funktionen des Staates 
in einer bestimmten Entwicklungsetappe entspricht. Es 
ermöglicht eine Einbeziehung des anzuwendenden 
Rechts in den Prozeß des Aufbaus der Grundlagen des 
Sozialismus. Es gibt die Grundlage für die Überein­
stimmung seiner Arbeit mit den objektiven gesellschaft­
lich-ökonomischen Bedingungen. Für die werktätigen 
Massen wiederum macht die Einführung dieses 
Elements das Strafrecht verständlich, hebt seine Rolle 
im Kampf mit dem Verbrechen, das den Aufbau des 
Sozialismus in Polen erschwert, hervor.

In Volkspolen ist dieses um so notwendiger, weil 
auch jetzt noch, nach den Jahren des langandauernden 
und schwierigen Prozesses der Kristallisierung des 
Staates der Volksdemokratie, als Form der Diktatur 
des Proletariats, der den grundlegenden Hebel der 
Macht in der Hand hält, die Volksdemokratien lange 
„Schwänze“ hinter sich herziehen, die aus den ver­
alteten Institutionen und Normen der vorherigen 
Periode und manchmal sogar aus den einzelnen, von 
der revolutionären Umgestaltung nicht erfaßten Glie­
dern des früheren bürgerlichen Staatsapparates be­
stehen. Das hemmt die Entwicklung des sozialistischen 
Aufbaus und schafft eine gewisse Gefahr, denn unter 
bestimmten Bedingungen werden die „Schwänze“ aus 
der vorherigen Epoche noch zu günstigen Angriffs­
punkten für den Klassenfeind.

Art. 1 des StGB von 1932 ist als eine solche ver­
altete Institution anzusehen, als ein solcher „Schwanz“, 
der aus der vorherigen kapitalistischen Formation über­
nommen worden ist1). Diese Vorschrift muß gegen­
wärtig die Aufgabe der grundlegenden Norm des Straf­
rechts Volkspolens spielen, und zwar trotz ihres ab­
strakten formalen Wortlauts, der aus ihr ein vorzüg­
liches Zwangsinstrument in den Händen der bürger­
lichen Großgrundbesitzerclique, in der Periode des 
faschistischen Terrors gemacht hat. Es ist gegenwärtig 
eine elementare Pflicht der Wissenschaft, diese for-

i) Art. 1 des StGB lautet: Der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit unterliegt, wer eine Handlung begeht, die unter Straf­
drohung durch ein im Zeitpunkt der Begehung geltendes Gesetz 
verboten ist.

202


